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Es geht um den Schutz bayerischer Steuergelder
André Tautenhahn · Tuesday, July 17th, 2012

Die Wahlkampfmaschinerie im Süden des Landes läuft auf Hochtouren. Der Freistaat Bayern will
nicht länger Zahlmeister für finanzschwache Bundesländer sein. Allein im letzten Jahr habe man
mit 3,7 Milliarden Euro mehr als die Hälfte in den Solidartopf einzahlen müssen. Der Umfang der
Solidarität müsse gerecht gestaltet sein, verkündete Ministerpräsident Horst Seehofer.

Da bin ich ganz seiner Meinung und fordere im Namen der bayerischen Steuerzahler jene
Milliarden zurück, die der Freistaat unter CSU-Führung in seine eigene Landesbank pumpen
musste, um das Milliardengrab Hypo Alpe Adria (HGAA) zu verdauen. Das Debakel soll den
Freistaat damals ebenfalls 3,7 Milliarden Euro gekostet haben. Gleichzeitig hat die
Landesregierung im Jahr 2008 der Bank mit weiteren 10 Milliarden Euro unter die Arme gegriffen
und durfte sich zudem über Garantien des Bundes in Höhe von 15 Milliarden Euro freuen.

Darüber hinaus fordere ich als norddeutscher Steuerzahler jene Milliarden Euro zurück, die zur
Rettung einer kleinen Bank mit Sitz in München aufgewendet werden mussten. Die Rede ist von
der HRE, an der sich alle Steuerzahler bereits mit weit über 100 Milliarden Euro beteiligt haben.

Um es mit den Worten Markus Söders zu sagen, ich bin solidarisch, aber nicht blöd! Die
Schieflage liegt nicht im System des Länderfinanzausgleichs, wie Seehofer behauptet, sondern bei
Regierungen, die Milliarden Euro Steuergelder zur Rettung von Banken und privater Vermögen
aus dem Fenster schmeißen.
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